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TEIL A: FESTSETZUNG DURCH PLANZEICHEN

Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen gemäß §9 Abs.1 Nr. 2 BauGB

Maß der baulichen Nutzung gemäß §9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Art der baulichen Nutzung gemäß §9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 6 BauGB
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Verkehrsfläche mit besonder Zweckbestimmung: Parkfläche

Verkehrsflächen  gemäß §9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

offene Bauweise gemäß §22 BauNVOo

max. zulässige Zahl der VollgeschosseI
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10.
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Vermaßung der Festsetzungen in m

5. Grünflächen  gemäß §9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB
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7. Flächen für Wald  gemäß §9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

Fläche für Wald

Umgrenzungen von Schutzgebieten im Sinne des Naturschutzes

FFH-Gebiet

SPA-Gebiet

FFH

Verkehrsfläche mit besonder Zweckbestimmung: Fußgängerbereich

Gemarkungsgrenze

Sondergebiet das der Erholung dient gemäß §10 BauNVO
Zweckbestimmung: Campingplatzgebiet

mit Geh- Fahr- und Leitungsrechten zu belastende

öffentliche Grünfläche 

8. Sonstige Planzeichen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen 

Abgrenzung Trinkwasserschutzzonen II und III
TWSZ II

9. Nachrichtliche Übernahmen

Geltungsbereich des Bebauungsplans 
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Badeplatz
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Gewässerlinie

SATZUNG i.d.Fassung v. 13.07.2018 mit red. Änderungen v. 05.12.2018

(Planung)

Waldabstand gem. § 25 Abs. 3 SächsWaldG

Gemeinde Thiendorf
Kamenzer Straße 25
01561 Thiendorf

 Fläche (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

private Straßenverkehrsfläche 

TWSZ III

Sondergebiet das der Erholung dient gemäß §10 BauNVO
Zweckbestimmung: Ferienhausgebiet

Gebäudebestand ergänzt (nicht vermessen)

Maßnahmenfläche

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft  gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

6.

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

M1 Bezeichnung der Maßnahme

Zschorna

Dobra

Kleinnaundorf

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786)

Planzeichenverordnung (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 4. Mai
2017 (BGBl. I S. 1057) geändert worden ist

Sächsische Bauordnung (SächsBO) in der Fassung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), zuletzt geändert durch das Gesetz vom
27. Oktober 2017 (SächsGVBl. S. 588)

Sächsisches Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) vom 6. Juni 2013 (SächsGVBl. S. 451), zuletzt geändert durch Artikel 25 des Gesetzes
vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 15. September
2017 (BGBl. I S. 3434)

Sächsisches Wassergesetz (SächsWG) vom 12. Juli 2013 (Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt, Seite 503), zuletzt geändert durch
Art. 2 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (SächsGVBl. S. 287)

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (Bundesgesetzblatt I, Seite 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.
Juli 2017 (BGBl. I S. 2771)

Waldgesetz für den Freistaat Sachsen (SächsWaldG) in der Fassung vom 10.04.1992 (SächsGVBl. S. 137), zuletzt geändert durch Artikel 5
des Gesetzes vom 29. April 2015 (SächsGVBl. S. 349)

Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) vom 09. März 2018 (SächsGVBl. S. 62)

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1 BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§9 BauGB i. V. mit BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung

(§9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 10 BauNVO)

Sondergebiete, die der Erholung dienen, Zweckbestimmung „Campingplatzgebiet“

Die Sondergebiete SO1, SO2 und SO3 dienen der Einordnung von Camping- und Zeltstandplätzen (gemäß § 10 Abs. 2 und 5 BauNVO)
sowie von Anlagen und Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes.

In SO1 sind zulässig:
 insgesamt bis zu 11 Standplätze für Wohnmobile,  Wohnwagen, Zelte und andere bewegliche Unterkünfte, die jederzeit ortsveränderlich

sind
 Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb und die Verwaltung des Campingplatz- und Ferienhausgebietes
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, mit Ausnahme von Nebenanlagen zur Kleintierhaltung
 Stellplätze nur für den durch die zugelassene Nutzung verursachten Verkehr
 zentrale Abfallsammelbehälter

In SO2 und SO3 sind zulässig:
 insgesamt bis zu 109 Standplätze für Wohnwagen, Zelte und andere bewegliche Unterkünfte, die jederzeit ortsveränderlich sind
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, mit Ausnahme von Nebenanlagen zur Kleintierhaltung
 zentrale Sanitäranlagen

Zusätzlich sind in SO2 zulässig:
 Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb und die Verwaltung des Campingplatz- und Ferienhausgebietes
 Läden, die der Versorgung des Campingplatz- und Ferienhausgebietes dienen
 Schank- und Speisewirtschaften
 Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung der Nutzer des Campingplatz- und Ferienhausgebietes dienen
 Anlagen für sportliche Zwecke, die dem Campingplatz- und Ferienhausgebiet dienen
 eine Wohnung für Betriebsleiter / Aufsichts- und Bereitschaftspersonen in SO2

In SO2 und SO3 sind unzulässig:
 Garagen und KFZ-Stellplätze
 zentrale Abfallsammelbehälter
 Standplätze für Wohnmobile

Sondergebiete, die der Erholung dienen mit Zweckbestimmung „Ferienhausgebiet“

Die Sondergebiete SO4 und SO5 dienen der Einordnung von Ferienhäusern (gemäß § 10 Abs. 2 und 4 BauNVO) sowie von Anlagen und
Einrichtungen zur Versorgung des Gebietes.

In SO4 sind zulässig:
 insgesamt bis zu 7 Ferienhäuser
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, mit Ausnahme von Nebenanlagen zur Kleintierhaltung
 zentrale Sanitäranlagen
 eine Wohnung für Betriebsleiter / Aufsichts- und Bereitschaftspersonen

In SO5 sind zulässig:
 insgesamt bis zu 50 Ferienhütten
 Schank- und Speisewirtschaften
 Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung der Nutzer des Campingplatz- und Ferienhausgebietes dienen
 Anlagen für sportliche Zwecke, die dem Campingplatz- und Ferienhausgebiet dienen
 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, mit Ausnahme von Nebenanlagen zur Kleintierhaltung
 zentrale Sanitäranlagen

In SO4 und SO5 sind unzulässig:
 Garagen und KFZ-Stellplätze
 zentrale Abfallsammelbehälter

1.2 Maß der baulichen Nutzung

(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 21a BauNVO)

1.2.1 Zulässige Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 BauNVO)
Es werden folgende maximal zulässigen Gebäudehöhen festgesetzt:

in SO1, SO3: - Traufhöhe: max. 3,5 m, Firsthöhe: max. 4,5 m
in SO2: - Traufhöhe: max. 4,5 m, Firsthöhe: max. 6,5 m
in SO4: - Traufhöhe: max. 3,5 m, Firsthöhe: max. 5,0 m
in SO5: - Traufhöhe: max. 3,0 m, Firsthöhe: max. 4,5 m

1.2.2 Bestimmung der Höhenbezugspunkte (§ 18 Abs. 1 BauNVO)
Unterer Bezugspunkt: Als Bezugspunkt für die festgesetzten maximal zulässigen Gebäudehöhen wird die mittlere Höhe der vom 

Gebäude überdeckten, natürlich anstehenden Geländeoberfläche bestimmt.
Obere Bezugspunkte: Traufhöhe = Schnittpunkt Außenwand mit der Dachaußenhaut

Firsthöhe = Höhe der oberen Dachbegrenzungskante
1.2.3 Ausnahme von der Höhenbeschränkung (§ 18 Abs. 2 BauNVO)

Ausgenommen von der Höhenbeschränkung sind untergeordnete technische Anlagen oder Aufbauten wie Antennen, Klima- und
Abluftgeräte, Schornsteine, Solaranlagen oder ähnliches, soweit sie schalltechnisch nicht relevant sind.

1.2.4 Zulässige Grundflächen (§ 19 Abs. 1 BauNVO)
Es werden folgende maximal zulässigen Grundflächen für Gebäude und bauliche Anlagen festgesetzt:
in SO1: - Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb und die Verwaltung des Gebietes: insg. max. 200 m²
in SO2: - Anlagen und Einrichtungen für den Betrieb und die Verwaltung des Gebietes sowie Läden, die der Versorgung des 

Gebietes dienen: insg. max. 150 m²
- Einrichtungen für die Freizeitgestaltung der Nutzer des Gebietes, Anlagen für sportliche Zwecke, die dem Gebiet dienen

und Sanitäre Einrichtungen: insg. max. 400 m²
- Schank- und Speisewirtschaften: insg. max. 300 m²

in SO3: - Sanitäre Einrichtungen: max. 120 m²
in SO4: - je Ferienhaus max. 50 m² Grundfläche

- Sanitäre Einrichtungen: max. 85 m²
in SO5: - je Ferienhütte max. 25 m²

- Schank- und Speisewirtschaften: insg. max. 130 m²
- Einrichtungen für die Freizeitgestaltung der Nutzer des Gebietes und Anlagen für sportliche Zwecke, die dem Gebiet

dienen: insg. max. 200 m²
- Sanitäre Einrichtungen: insg. max. 100 m²

1.2.5 Beschränkung der Überschreitung der zulässigen Grundflächen (§ 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO)
Die zulässige Grundfläche je Ferienhaus und Ferienhütte darf um max. 10 m2 durch die Grundfläche von Terrassen überschritten werden.

1.3 Überbaubare Grundstücksflächen, Abstandsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

1.3.1 Ausnahme von Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch die Festsetzung von Baugrenzen bestimmt. Ein Vortreten untergeordneter Gebäudeteile
über die festgesetzte Baugrenze ist bis max. 1,0 m zulässig.

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Übersichtsplan (unmaßstäblich)

B/H = 1165 / 820 (0.95 m²) -

Thiendorf

Sacka

Tauscha

Die Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplans
"Naherholungszentrum Zschorna" sowie die Stelle, bei der der Plan
auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen
werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind
ortsüblich bekanntgemacht worden im "Landboten", Ausgabe vom
....................... .
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung
der Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der
Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB)
hingewiesen worden.
Die Satzung ist am .................... in Kraft getreten.
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Der Gemeinderat Tauscha hat am 13.10.2015 mit Beschluss-Nr.
B IV/10/41/2015 die Aufstellung des Bebauungsplans
"Naherholungszentrum Zschorna" nach  § 2 Abs. 1 BauGB
gefasst, bekanntgemacht per Aushang vom 14.10.2015 bis
einschließlich 30.10.2015.

Der Bebauungsplan "Naherholungszentrum Zschorna" in der
Planfassung vom 13.07.2018 mit redaktionellen Änderungen vom
05.12.2018, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
textlichen Festsetzungen (Teil B) ist gemäß § 10 BauGB am
05.12.2018 mit Beschluss Nr. V-52/102/18 als Satzung beschlossen
worden.
Die Begründung einschließlich Umweltbericht (Teil C) in der Fassung
vom 13.07.2018 mit redaktionellen Änderungen vom 05.12.2018
wurde mit Beschluss Nr. V-52/102/18 des Gemeinderates Thiendorf
vom 05.12.2018 gebilligt.

Die Satzung des Bebauungsplans "Naherholungszentrum Zschorna",
bestehend aus Planzeichnung (Teil A), textlichen Festsetzungen (Teil
B) und Begründung einschließlich Umweltbericht (Teil C) wird hiermit
ausgefertigt.

Der Entwurf des Bebauungsplans "Naherholungszentrum
Zschorna", Planstand 13.07.2018, bestehend aus Planzeichnung
(Teil A) , textlichen Festsetzungen (Teil B) und Begründung mit
Umweltbericht (Teil C)  hat mit den wesentlichen bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in der Zeit vom
03.09.2018 bis einschließlich 05.10.2018 nach § 3 Abs. 2 BauGB in
der Gemeindeverwaltung Thiendorf und zeitgleich im Internet auf
der Homepage der Gemeinde Thiendorf sowie auf dem Zentralen
Landesportal des Freistaates Sachsen öffentlich ausgelegen.

Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis auf die vorliegenden
umweltbezogenen Informationen und darauf, dass Bedenken und
Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich
oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, im "Landboten",
Ausgabe vom 20.08.2018 und zusätzlich im Internet auf der
Homepage der Gemeinde Thiendorf sowie auf dem Zentralen
Landesportal des Freistaates Sachsen bekannt gemacht worden.

Der Gemeinderat Thiendorf hat am 15.08.2018 mit Beschluss-Nr.
V-48/64/18 den Entwurf des Bebauungsplans "Naherholungszentrum
Zschorna", Planstand 13.07.2018 einschließlich Begründung und
Umweltbericht gebilligt und zur Offenlage bestimmt (Billigungs- und
Auslegungsbeschluss).

1

6

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen TÖB sind
mit Schreiben vom 16.08.2018 zur Abgabe einer Stellungnahme
nach § 4 Abs. 2 BauGB  zum Entwurf des Bebauungsplans
"Naherholungszentrum Zschorna", Planstand 13.07.2018,
aufgefordert worden.

7Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig vom
05.03.2018 bis einschließlich 06.04.2018 über die allgemeinen
Ziele und Zwecke der Planung informiert worden. Die
Bekanntmachung dazu erfolgte im "Landbote", Ausgabe vom
20.02.2018.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden können, sind
mit Schreiben vom 20.09.2016 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB frühzeitig
unterrichtet und zur Äußerung im Hinblick auf die Umweltprüfung
aufgefordert worden.

2

3

Der Gemeinderat Thiendorf hat die frühzeitigen Stellungnahmen am
15.08.2018. geprüft (Beschluss-Nr.: V-48/63/18).

Das Ergebnis ist mit Schreiben vom 16.08.2018 mitgeteilt worden.

4

Die Genehmigung des Bebauungsplans "Naherholungszentrum
Zschorna", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen
Festsetzungen (Teil B) und der Begründung einschließlich
Umweltbericht (Teil C) wurde mit Bescheid des Landratsamtes vom
......................... erteilt (AZ: ...........................).

Bürgermeister                   

Bürgermeister                   

Dirk Mocker
Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Dirk Mocker
Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Dirk Mocker
Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Bürgermeister                   

Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................
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9Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

10Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den ..................                          ........................................

11Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den ..................                          ........................................

12

Thiendorf, den ..................                          ........................................

Der Gemeinderat Thiendorf hat die zum Entwurf des
Bebauungsplans "Naherholungszentrum Zschorna" in der
Fassung vom 13.07.2018  vorgebrachten Stellungnahmen der
Öffentlichkeit und der TÖB am 05.12.2018 geprüft
(Abwägungsbeschluss-Nr.: V-52/101/18).
Das Ergebnis ist mit Schreiben vom 18.12.2018 mitgeteilt worden.

Bürgermeister                   
Dirk Mocker

Thiendorf, den 21.12.2018                          ........................................

1.6.4 Gehölzschutz
Die Wurzelbereiche der vorhandenen Bäume sind auf einer Fläche von mindestens 5 m² von jeglicher Versiegelung freizuhalten und durch
geeignete Maßnahmen vor Verdichtung durch Betreten oder Befahren zu schützen.
Während Baumaßnahmen sind die vorhandenen Bäume entsprechend DIN 18920 Landschaftsbau zu schützen. Die Lagerung von
Baumaterialien und Baustelleneinrichtungen im Wurzelraum ist unzulässig. Die Befahrung des Wurzelbereiches ist zu vermeiden.

1.6.5 M1 - Mittelwaldbewirtschaftung
Innerhalb der Maßnahmenfläche M1 ist der vorhandene Wald dauerhaft als Mittelwald zu bewirtschaften. Dazu sind zunächst größere,
sturzgefährdete Bäume (v.a. Kiefer) zu entnehmen. Bei einer im Absterben befindliche Eiche ist ein Kronenrückschnitt zur
Risikoverringerung durchzuführen. Der Stamm ist zu belassen. Für die Unterschicht sind Bäume II Ordnung (mittelwüchsig, Baumarten z.B.:
Hainbuche, Linde, Espe, Vogelbeere) zu bevorzugen. Die Unterschicht ist im 30-jährigen Umtrieb zu bewirtschaften. Als Oberhälter
(Oberschicht) sind einzelne Eichen zulässig, bei denen ebenfalls ein Kronenrückschnitt zur Risikoverringerung durchzuführen ist. Für die
Oberschicht ist eine längere Umtriebszeit als für die Unterschicht zu wählen.

1.6.6 M2 - Erhaltung Reptilienhabitat
Das vorhandene Reptilienhabitat ist zu erhalten. Ein Befahren der Fläche mit Fahrzeugen ist unzulässig. Eine extensive Freizeitnutzung der
Fläche wie im Bestand ist zulässig.

1.7 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

(§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die Fläche des Geh-, Fahr- und Leitungsrechts ist zu belasten mit:
 einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Gemeinde Thiendorf sowie der Feuerwehr und Rettungsdienste
 einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Nutzer und Besucher der Flurstücke Nr. 389/3, 389/4, 389/6, 389/7, 389/8 und

389/9 der Gemarkung Dobra und der Flurstücke Nr. 145/3, 145/5, 145/6, 145/9, 145/10, 145/11, 145/12, 145/13 und 187/1 der
Gemarkung Zschorna.

Die Fläche muss durch Feuerwehr und Rettungsdienst befahren werden können. Eine Durchfahrtsbreite von mindestens 3,00 m ist zu
gewährleisten. Bei beidseitigen baulichen Begrenzungen, wie Wände, Pfeiler, Zäune usw., über eine Länge von ≥ 12 m muss die
Durchfahrtsbreite auf 3,50 m erhöht werden.

1.8 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)
Die im Geltungsbereich des Bebauungsplans vorhandenen Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Werden
Baumfällungen erforderlich, sind gefällte Bäume durch Nachpflanzung mit einheimischen standortgerechten Bäumen gemäß
Pflanzauswahlliste zu ersetzen (Pflanzqualität: Hochstamm, 3 x v., StU 12-14 cm, mit Ballen, fachgerechte Verankerung).

2 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung § 89 SächsBO)

2.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen

(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 89 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 SächsBO)

Fassaden

Die Ferienhäuser und Ferienhütten sind im Holzhauscharakter zu gestalten.

2.2 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke

(§ 89 Abs. 1 Nr. 4 SächsBO)

Einfriedungen

Einfriedungen sind nur als Natureinfriedung in Form von Hecken aus standortheimischen Laubgehölzen zulässig.
Zusätzlich sind zur äußeren Einfriedung der Sondergebietsflächen in folgenden Bereichen Drahtgitterzäune und Holzzäune bis zu einer
Höhe von 1,50 m zulässig:
 entlang der Grundstücksgrenze an der Zschornaer Straße,
 entlang der Grundstücksgrenze am Nachbarflurstück 59/2 und
 entlang der Grundstücksgrenze am Nachbarflurstück 389/9, jedoch maximal bis zum östlichen Ende der öffentlichen Grünfläche mit

Zweckbestimmung Badeplatz.
Die Zäune müssen auf ihrer gesamten Länge einen Mindestabstand von 10 cm zum Erdboden wahren. Mauern und Sockel sind unzulässig.

3 NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

(§ 9 Abs. 6 BauGB)

3.1 Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH)

Teile des Geltungsbereiches liegen innerhalb des Flora-Fauna-Habitat-Gebietes (FFH) "Teiche um Zschorna und Kleinnaundorf". Die
Abgrenzung wird nachrichtlich übernommen.

3.2 EU-Vogelschutzgebiet (SPA)

Teile des Geltungsbereiches liegen innerhalb des EU-Vogelschutzgebietes (SPA) "Teiche bei Zschorna". Die Abgrenzung wird nachrichtlich
übernommen.

3.3 Trinkwasserschutzgebiet

Der Geltungsbereich liegt im Trinkwasserschutzgebiet "Speichersystem Radeburg (WW Rödern)" in den Trinkwasserschutzzonen II und III.
Die Abgrenzung der Wasserschutzzonen wird nachrichtlich übernommen.

4.6 Bodenschutz / Altlasten

Unbelasteter Bodenaushub ist im Bauvorhaben selbst bzw. bei anderweitigen Maßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 1 SächsABG einer
Verwertung zuzuführen.
Im Rahmen der Baumaßnahmen bekannt gewordene oder vom Verpflichteten verursachte schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten
sind gemäß § 10 Abs. 2 SächsABG der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

4.7 Gewässerschutz

An das Ufer des Brettmühlenteiches schließt sich landwärts ein 10 m breiter Gewässerrandstreifen an. In diesem Bereich gelten die
Anforderungen und Verbote gemäß § 38 Wasserhaushaltsgesetz i. V. m. § 24 Sächsisches Wassergesetz.

4.8 Nutzungsordnung

Aufgrund der Lage im Trinkwasserschutzgebiet ist durch den Betreiber bis spätestens Nutzungsbeginn eine Nutzungsordnung zu erstellen,
die durch die Gemeindeverwaltung Thiendorf zu prüfen und freizugeben ist. Darin ist u. a. zu regeln, dass die „Entsorgung“ von Brauch-
oder Abwasser aus den Fahrzeugen durch Gäste in Gewässer oder Boden untersagt ist.

4.9 Niederschlagswasserversickerungsanlagen

Die Errichtung von Niederschlagswasserversickerungsanlagen ist nach § 2 ErlFreihV bei der unteren Wasserbehörde 1 Monat vorher
anzuzeigen.

4.10 Abwasseranlagen

Die Errichtung von Abwasseranlagen unterliegt der Genehmigungspflicht nach § 55 Abs. 2 SächsWG durch die untere Wasserbehörde.

4.11 Vorsorgender Radonschutz

Zum vorsorgenden Schutz vor erhöhter Strahlenbelastung durch Zutritt von Radon in Aufenthaltsräume wird empfohlen, bei geplanten
Neubauten generell einen Radonschutz vorzusehen oder von einem kompetenten Ingenieurbüro die radiologische Situation auf dem
Grundstück und den Bedarf an Schutzmaßnahmen abklären zu lassen.

1.3.2 Abstandsflächen

Es gelten folgende Mindestabstände für Zelte, Wohnwagen, Wohnmobile und andere bewegliche Unterkünfte sowie für Bungalows:
 zwischen Zelten 3 m,
 zwischen Wohnwagen, Wohnmobilen und anderen beweglichen Unterkünften 4 m (auch gegenüber Zelten)
 zwischen Bungalows 6 m (auch gegenüber Zelten, Wohnwagen, Wohnmobilen und andere beweglichen Unterkünften)

Darüber hinaus gelten die Abstandsflächen gemäß § 6 SächsBO.

1.4 Größe der Standplätze

(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB)

SO1, SO2, SO3
Die Mindestgröße der Standplätze hat je Wohnmobil, Wohnwagen und Zelt 70 m² zu betragen.

1.5 Flächen für Wald

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b und Abs. 6 BauGB)

Die in der Planzeichnung festgesetzten Waldflächen sind in ihrer Funktion gemäß § 1 Abs. 1
SächsWaldG und ihrer Zugänglichkeit gemäß § 11 SächsWaldG zu erhalten. Einfriedungen
sind nur für forstliche Zwecke zulässig.

1.6 Maßnahmen und Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

1.6.1 Begrenzung der Bodenversiegelung
Die Befestigung von Wegen, Stellplätzen und sonstigen Nebenflächen sind nur in wasserdurchlässigem Aufbau (z.B. Rasenpflaster,
Pflaster mit Splittfuge, Rasengittersteine, Schotter, wassergebundene Decke) zulässig. Die Wasserdurchlässigkeit wesentlich behindernde
Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierung sind unzulässig.

1.6.2 Niederschlagswasserversickerung
Das anfallende, unbelastete Niederschlagswasser ist innerhalb des Geltungsbereiches zu versickern (Mulden, Rigolen, etc.).

4 HINWEISE

4.1 Pflanzauswahlliste für Baumnachpflanzungen

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Alnus glutinosa Schwarz-Erle
Betula pendula Sandbirke
Carpinus betulus Hainbuche
Fagus sylvatica Buche
Picea abies Gemeine Fichte
Pinus sylvestris Gemeinde Kiefer
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Tilia cordata Winterlinde
Tilia platyphyllos Sommerlinde
Ulmus glabra Ulme

4.2 Artenschutzrechtliche Regelungen

4.2.1 Einschränkung der Zeiten für die Baufeldfreimachung
Die Fällung von Bäumen und Gehölzen und der Abriss von Gebäuden darf nur in der Zeit zwischen 01. Oktober und 28. Februar
durchgeführt werden. Außerhalb dieser Zeiten ist die Baufeldfreimachung nur unter Nachweis, dass sich keine besetzten Quartiere der
Arten des Anhangs IV der FFH-Richtline oder von Arten des Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie im Baufeld befinden und mit Zustimmung der
zuständigen Naturschutzbehörde zulässig.
Die Beseitigung der Bodenvegetation einschließlich der Rodung der Stubben bzw. das Abschieben von Oberboden ist während der
Aktivitätsphase aber zugleich außerhalb der Reproduktionszeit der Zauneidechse durchzuführen. Dies betrifft die Zeiträume von Ende März
bis Anfang / spätestens Mitte April bzw. Ende August bis Ende September.
Unmittelbar vor dem Beginn der Arbeiten sind die freizumachenden Flächen nach Reptilien abzusuchen und ggf. vorhandene Reptilien
durch Fachpersonal in das vorhandene Reptilienhabitat (M2) zu verbringen.

4.2.2 Kontrolle der Gebäude vor dem Abriss /Umbau
Vor dem Abriss oder Umbau sind vorhandene Gebäude durch einen Fachgutachter auf Fledermaus-Winterquartiere und Nester der
gebäudebewohnenden Vogelarten zu kontrollieren. Die Gebäudekontrolle ist zu dokumentieren. Die Zustimmung der unteren
Naturschutzbehörde für den Abriss bzw. den Beginn von Bauarbeiten ist einzuholen. Falls besetzte Quartiere von Fledermäusen
festgestellt werden, ist mit der zuständigen Naturschutzbehörde die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

4.2.3 Kontrolle der Bäume vor der Fällung
Für den Fall, dass Bäume gefällt bzw. stark zurückgeschnitten werden sollten, sind diese vor der Fällung bzw. vor dem Rückschnitt durch
einen Fachgutachter auf Fledermaus-quartiere und Nester / Baumhöhlen bzw. Vorkommen des Eremiten zu kontrollieren. Die Kontrolle ist
zu dokumentieren. Falls besetzte Quartiere / Nester / Vorkommen des Eremiten festgestellt werden, ist mit der zuständigen
Naturschutzbehörde die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

4.2.4 Bereitstellen von künstlichen Fledermausquartieren bzw. Nistkästen/Nisthilfen
Bei Verlust von Fortpflanzungs- und Ruhestätten sind künstliche Fledermausquartiere und Nisthilfen bzw. Nistkästen an geeigneten
Altbäumen oder Gebäuden im B-Plangebiet bzw. im Umfeld des B-Plangebietes anzubringen.
Die Art und Anzahl der anzubringenden künstlichen Fledermausquartiere und Nisthilfen ist durch einen Fachexperten anhand der bei der
Gebäude- bzw. Gehölzkontrolle festgestellten von Verlust betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten festzulegen und mit der
Naturschutzbehörde abzustimmen.
Das Anbringen der künstlichen Fledermausquartiere und Nistkästen / Nisthilfen hat vor dem Abriss von Gebäuden bzw. der Fällung von
Bäumen zu erfolgen, bzw. spätestens vor Beginn der nächsten Brutperiode (vor dem 01. März). Die konkreten Montagestandorte sind vor
der Montage mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

4.2.5 Dauerhafte Absperrung des Reptilienhabitates auf der Maßnahmenfläche "M2"
Innerhalb der Maßnahmenfläche M2 ist vor Beginn der Umnutzung eines Teils des ehemaligen Sportplatzes als Parkplatz das vorhandene
Reptilienhabitat durch Schutzzäune vom Parkplatz abzugrenzen. Das Aufstellen der Reptilienschutzzäune ist durch einen Fachgutachter zu
begleiten.
Wenn durch Arterfassungen über einen angemessenen Zeitraum nachgewiesen werden kann, dass keine Reptilen vorkommen, kann in
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde auf die Zäunung verzichtet werden.

4.3 Meldepflicht von Bodenfunden

Auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß § 20 SächsDSchG wird hingewiesen.

4.4 Besonderer Schutz von Grenz- und Vermessungsmarken

Gemäß § 6 des Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetzes (SächsVermKatG) sind Grenz- und Vermessungsmarken besonders
geschützt. Insbesondere dürfen diese nicht entfernt oder verändert werden. Gefährdete Grenzmarken sollten durch einen Öffentlich
bestellten Vermessungsingenieur (ÖbV) gesichert werden.

4.5 Bohranzeige-/ Bohrergebnismitteilungspflicht

Es besteht Bohranzeige- und Bohrergebnismitteilungspflicht gegenüber dem Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG).
Die Ergebnisse von Erkundungen mit geologischem Belang (Bohrungen, Baugrundgutachten, hydrogeologische Untersuchungen) sind dem
LfULG zu übermitteln (§ 11 Sächsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz).

1.6.3 Grundwasserschutz
Das im Geltungsbereich des Bebauungsplans anfallende Schmutzwasser ist vollständig zu sammeln und über die Anbindung an die
öffentliche Abwasserleitung in der Zschornaer Straße zentral zu entsorgen. Alle Gebäude einschließlich Ferienhäuser und Ferienhütten
sowie die Standplätze für Wohnmobile sind an die zentrale Abwasserentsorgung anzubinden.
Für Wohnwagen in der Trinkwasserschutzzone II ist eine Fläche zu bestimmen, auf der austretende wassergefährdende Stoffe aufgefangen
und nicht in die umliegenden Gewässer oder Böden gelangen können.
Die Nutzung der KFZ-Stellplatzanlage (Verkehrsfläche mit Zweckbestimmung Parkfläche) innerhalb der Trinkwasserschutzzone II ist nur
tagsüber von 7 bis 22 Uhr zulässig  und auch nur dann, wenn die KFZ-Stellplatzanlage in der Trinkwasserschutzzone III vollständig belegt
ist.
Die Errichtung von Baustofflagern / Baustelleneinrichtungen ist ausschließlich in der  Trinkwasserschutzzone III und nur mit Genehmigung
der Unteren Wasserbehörde zulässig. In der Trinkwasserschutzzone II ist die Errichtung von Baustofflagern / Baustelleneinrichtungen
unzulässig.
Das Anlegen von Baugruben sowie erdbauliche Arbeiten mit Verletzung grundwasserüberdeckender Schichten bedarf der Genehmigung
durch die Untere Wasserbehörde und ist auf ein Minimum zu beschränken. Aufstandsflächen für Gebäude sind daher u.U. oberirdisch zu
errichten. Die Verwendung von auswasch- oder auslaugbaren Materialien, Abfällen, RC-Baustoffen o.ä. zur Verfüllung von Baugruben, zum
Anlegen von Wegen, Straßen oder Aufstandsflächen ist verboten.

Reinigen, Betanken oder Ölwechsel an Fahrzeugen ist ausschließlich auf dafür zugelassenen Flächen in der Trinkwasserschutzzone III
zulässig.

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind unzulässig:
 Unterkellerung,
 die Lagerung und Verwendung von wassergefährdenden Stoffen (Pflanzenschutzmittel, Auftausalze, Heizölanlagen, Generatoren und

Heizgeräte auf Basis wassergefährdender Stoffe, etc.) sowie
 das Errichten und Betreiben von Wärmepumpenanlagen mit Grundwassernutzung.
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